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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf einer 
Bundes-Tierärzteordnung 

— Drucksache IV/2294 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pohlenz 


a) Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf einer Bundes-Tierärzteordnung wurde in der 
130. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
10. Juni 1964 dem Ausschuß für Gesundheitswesen 
zur federführenden Beratung und dem Ausschuß für 
Kulturpolitik und Publizistik zur Mitberatung über- 
wiesen. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wurde vom Ausschuß für Gesundheits- 
wesen gebeten, eine gutachtliche Stellungnahme 
zum Entwurf abzugeben. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in 
sieben Sitzungen mit der Vorlage befaßt. Nach einer 
Grundsatzdebatte hat der Ausschuß die Sachverstän- 
digen Professor Dr. Enigk, Rektor der Tierärztlichen 
Hochschule Hannover und Vorsitzer des Veterinär- 
medizinischen Fakultätentages sowie den Präsiden- 
ten der Deutschen Tierärzteschaft, Dr. Schulz, gehört. 

In seiner gutachtlichen Stellungnahme hat der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten vorgeschlagen, den § 6 zu streichen und im § 7 
einige Änderungen vorzunehmen. Der mitberatende 
Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik hat in 
einer ersten Stellungnahme vom 11. November 1964 
empfohlen, im § 1 Abs. 1 das Wort „Leiden" zu strei- 
chen. Darüber hinaus kam der Ausschuß mit Mehr- 
heit zu der Auffassung, die Annahme des Regie- 
rungsentwurfs in der auf die Stellungnahme des 
Bundesrates hin vorgelegten Fassung zu empfehlen. 
Bezüglich der Festsetzung der Studiendauer auf 
viereinhalb Kalenderjahre hat sich der mitberatende 
Ausschuß im wesentlichen der Auffassung der Bun- 
desregierung angeschlossen. 


In der ergänzenden Stellungnahme vom 13. No- 
vember 1964 konkretisiert der Ausschuß für Kul- 
turpolitik und Publizistik seine Auffassung dahin 
gehend, daß er mit dem Bundesrat eine Verlänge- 
rung der Mindeststudiendauer auf zehn Semester 
nicht für erforderlich halte und sich nicht entschlie- 
ßen könne, den Wünschen der Tierärzteschaft, der 
Tierärztlichen Fakultäten und Hochschulen nachzu- 
geben. In der Tatsache, daß die Bundesregierung von 
ihrem ursprünglichen Vorschlag (10 Semester) abge- 
gangen sei, sehe der Ausschuß auch eine Bestäti- 
gung seiner Auffassung, daß aus allgemeinen bil- 
dungs- und gesellschaftspolitischen Rücksichten dem 
Wunsche nach einer Verlängerung des Studiums 
nicht entsprochen werden könne. Die von der Tier- 
ärzteschaft, den Tierärztlichen Fakultäten und 
Hochschulen vorgetragenen Gründe für eine Ver- 
längerung der Mindeststudiendauer halte der Aus- 
schuß für Kulturpolitik und Publizistik nicht für 
überzeugend. Der Ausschuß vertrete einhellig die 
Auffassung, daß einer stetigen Tendenz zur Ver- 
längerung der Ausbildungsdauer endgültig entge- 
gengetreten werden müsse. In diesem Zusammen- 
hang wird auf die Ausführungen des Münchner 
Physikprofessors und Nobelpreisträgers Dr. Werner 
Heisenberg verwiesen, der die These aufgestellt 
hat, daß für alle naturwissenschaftlichen Diszipli- 
nen eine Begrenzung der akademischen Ausbil- 
dungsdauer auf vier Jahre nötig und auch möglidi 
sei, ohne daß die Qualität der Ausbildung leide. 
Dies müsse auch für den Bereich der Veterinärmedi- 
zin gelten. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen begrüßt die 
Vorlage der Bundes-Tierärzteordnung; entsprechend 
der Bedeutung des tierärztlichen Berufs für die All- 


Druck: Bonner Üniversitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/2988 Deutscher Bundestag — - 4. Wahlperiode 


gemeinheit hält er es für erforderlich, die Zulas- 
sung zu diesem Beruf durch ein den heutigen Erfor- 
dernissen entsprechendes Gesetz zu regeln. Außer- 
dem soll mit diesem Gesetz die Möglichkeit für die 
Erteilung der Bestallung an Ausländer sowie an 
Personen, die ihre tierärztliche Ausbildung außer- 
halb der Bundesrepublik erworben haben, geschaf- 
fen werden. Mit dieser Regelung soll schließlich auch 
der Entwicklung Rechnung getragen werden, die mit 
dem Abschluß des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eingeleitet 
worden ist, der u. a. eine Angleidiung der Studien- 
dauer und des Auöbildungsganges der verschiede- 
nen Hochschulzweige anstrebt. 

Ausgelöst durch die Stellungnahmen des mitbera- 
tenden Ausschusses und des Ausschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten standen im Aus- 
schuß für Gesundheitswesen zwei Probleme im Mit- 
telpunkt der Beratung, und zwar die Festlegung der 
Ausbildungszeit und eine bundeseinheitliche Rege- 
lung über die Anerkennung als Fachtierarzt. 

Nach dem geltenden Recht beträgt die Studienzeit 
für Tiermediziner neun Semester. Zur Approbation 
ist noch eine halbjährige Tätigkeit als Veterinär- 
praktikant erforderlich. Dieser Ausbildungszeit von 
fünf Jahren muß noch die Examenszeit zugerechnet 
werden, die im Durchschnitt bei neun Monaten liegt. 
Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf eine Ver- 
längerung der Studienzeit um ein Semester vorge- 
schlagen. Die Bundesregierung glaubte trotz einiger 
Bedenken, diesen Vorschlag machen zu sollen, um 
den ständig steigenden Berufsanforderungen auch in 
der Ausbildung genügend Rechnung tragen zu kön- 
nen. Der Bundesrat glaubte sich dieser Auffassung 
nicht anschließen zu sollen und schlug vielmehr vor, 
es bei der bisherigen Regelung zu belassen. Zur 
Begründung wurde auf die Bestrebungen der Ständi- 
gen Konferenz der Kultusminister der Länder ver- 
wiesen, die darauf abzielen, eine Verkürzung der 
Studien- und Ausbildungszeiten zu erreichen. Die 
Bundesregierung ist dem Vorschlag des Bundesrates 
mit der Maßgabe gefolgt, daß ein Studium von vier- 
einhalb Jahren gefordert werden müsse. Damit solle 
von dem bisherigen starren Semestersystem abge- 
gangen werden. Außerdem solle durch die Umstel- 
lung auf den Ausibildungszeitraum den Fakultäten 
und der Tierärztlichen Hochschule in Hannover die 
Möglichkeit eröffnet werden, im Rahmen einer Stu- 
dienreform, z. B. durch Verkürzung der Ferienzeit, 
die angestrebte Vertiefung der Ausbildung der Stu- 
dierenden ohne Verlängerung der Studienzeit zu 
bewirken. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen konnte sich 
nach langen Beratungen nicht der Auffassung des 
Bundesrates und der der Bundesregierung noch der 
des mitberatenden Ausschusses anschließen. Er 
schlägt vielmehr vor, die theoretische und praktische 
Ausbildung, die durch die bisherige Veterinärprak- 
tikantenzeit erreicht werden sollte, in einer Gesamt- 
studienzeit zusammenzufassen, die für die Tierärzte 
mindestens fünf Jahre betragen soll (§ 4 Abs. 1 
Nr. 5). Dieser künftige Gesamtausbildungszeitraum 
von fünf Jahren soll neben einer ausreichenden 
theoretischen Ausbildung eine besonders im letzten 


Teil des Studiums intensivierte praktische Ausbil- 
dung ermöglichen. Für diese Entscheidung des Aus- 
schusses waren die bisherigen Erfahrungen mit der 
Veterinärpraktikantenzeit maßgeJblich, die nach Auf- 
fassung der gehörten Sachverständigen keine befrie- 
digende Lösung darstellte. Dies um so mehr, als für 
die Veterinärpraktikantenzeit Lehrtierärzte bestellt 
werden mußten und das dazu erforderliche Aus- 
wahlverfahren zu einer nicht gerechtfertigten Diffe- 
renzierung innerhalb der Tierärzteschaft führte. 
Außerdem wurden sowohl die Lehrtierärzte als auch 
die Veterinärpraktikanten durch den Ausbildungs- 
auftrag in rechtliche Schwierigkeiten gebracht, da 
der Lehrtierarzt, um seinem Auftrag zur Ausbildung 
der Veterinärpraktikanten nachzukommen, den Ve- 
terinärpraktikanten mit Aufgaben betrauen mußte, 
für die nach dem geltenden Recht die Bestallung 
erforderlich ist. Die Abschaffung der Veterinär- 
praktikantenzeit in ihrer bisherigen Form soll des- 
halb auch der Rechtssicherheit der Betroffenen die- 
nen. Um aber das angeströbte Ausbildungsziel 
sicherzustellen, hat der Ausschuß in § 4 Abs. 1 Nr. 5 
eine Formulierung vorgeschlagen, die zu einer Ver- 
stärkung der praktischen Ausbildung vor der Tier- 
ärztlichen Prüfung zwingt, nach deren Ablegung 
künftig die Approbation erteilt werden soll. 

Der Ausschuß ist im übrigen der Auffassung, daß 
mit der empfohlenen Entschließung, nach der näm- 
lich ein Teil der Tierärztlichen Prüfung bereits wäh- 
rend des letzten Drittels des Studiums abgelegt wer- 
den soll, eine Verkürzung gegenüber der bisherigen 
Ausbildungszeit erreicht wird, wie es vom mitbera- 
tenden Ausschuß gewünscht wird. Bisher mußte vom 
Beginn des Studiums bis zur Erteilung der Bestal- 
lung mit einem Ausbildungszeitraum von ca. fünf- 
einhalb bis sechs Jahren gerechnet werden. Dies 
vor allem auch deshalb, weil die Tierärztliche Prü- 
fung sich, wie bereits ausgeführt, über einen länge- 
ren Zeitraum erstreckt. Wird diese vom Ausschuß 
vorgeschlagene Regelung einer Mindeststudienzeit 
von fünf Jahren angenommen und kommt die Bun- 
desregierung dem in der Entschließung genannten 
Ersuchen, die Prüfungen so zu regeln, daß sie soweit 
wie möglich während der Gesamtausbildungszeit 
abgelegt werden können, nach, )SO kann dadurch er- 
reicht werden, daß der Gesamtausbildungszeitraum 
bis zur Erteilung der Apprc^bation um teilweise mehr 
als ein halbes Jahr verkürzt wird. Der Vorschlag 
des Ausschusses für Gesundheitswesen kommt damit 
auch den Bestrebungen der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder insoweit entgegen, als die 
Dauer der akademischen Ausbildung im Endergeb- 
nicht nicht verlängert, sondern eher verkürzt wird. 
Selbst bei Zugrundelegung einer 13jährigen Schul- 
zeit und einer Wehrdienstzeit von 18 Monaten 
müßte nach Auffassung des Ausschusses die Ertei- 
lung der Bestallung bis zu einem Lebensalter von 
26 Jahren möglich sein. Damit wäre der im Bundes- 
tag während der 151. Sitzung vom 9. Dezember 1964 
bei der Beratung des Antrages der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP betr. Errichtung eines Bildungsrates 
— Drucksache IV/2601 — erhobenen Forderung, die 
akademische Ausbildung müsse mit dem 26. Lebens- 
jahr abgeschlossen sein, entsprochen. 
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Im Entwurf war von der Bundesregierung eine 
Vorsdirift über die Ausbildung des tierärztlichen 
Berufes als Faditierarzt vorgesehen. Der Ausschuß 
glaubte zwar, daß eine bundeseinheitliche Faditier- 
arztausbildung und Anerkennung wünschenswert 
sei. Der Ausschuß hielt die bisherige Regelung für 
Faditierärzte durch die Selbstverwaltungskörper- 
schaften, wie sie auch bisher im Bereich der Human- 
mediziner erfolgt, für verbesserungswürdig. Der 
Ausschuß kam jedoch nach eingehenden Beratun- 
gen zu der Auffassung, daß im Katalog des § 7 nur 
einige wenige der aufgezählten Fachtierarzttypen 
fachärztliche Tätigkeit der üblichen Art enthielten, 
wohingegen die meisten als besonderer tierärzt- 
licher Beruf anzusprechen seien. Diese Trennung be- 
inhaltet jedoch die Gefahr, das einheitliche Berufs- 
bild des Tierarztes, wie es im § 1 des Gesetzes zum 
Ausdruck kommt, zu zerstören. Der Ausschuß 
schlägt deshalb die ersatzlose Streichung des § 7 vor, 
geht jedoch von der Erwartung aus, daß die unter- 
schiedlichen Länder- bzw. Kammerregelungen hin- 
sichtlich der Anerkennung als Fachtierarzt angepaßt 
werden. Mit diesem Beschluß sind auch die Beden- 
ken des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zu § 7 hinfällig. 

Letztlich darf hier darauf hingewiesen werden, daß 
der Ausschuß für Gesundheitswesen weitgehend 
versucht hat, die Bundes-Tierärzteordnung der Bun- 
desärzteordnung vom 2. Oktober 1961 anzupassen. 

b) Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu § 1 Abs. 1 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen glaubte dem 
Vorschlag des mitberatenden Ausschusses für Kul- 
turpolitik und Publizistik, in § 1 das Wort „Leiden" 
zu streichen, nicht folgen zu sollen. Er ist vielmehr 
der Auffassung, daß durch eine Streichung dieses 
Wortes eine Lücke entstehen würde, da der Begriff 
Leiden eine bestimmte Bedeutung im Berufsbild und 
der praktischen Tätigkeit des Tierarztes auf dem 
Gebiet des Tierschutzes hat. Aus Gründen der Ge- 
wichtigkeit der einzelnen Arbeitsgebiete schloß sich 
der Ausschuß dem Vorschlag des Bundesrates zur 
Neufassung des Absatzes 1 an. 

Zu § 1 Abs. 2 

Der Ausschuß schlägt in Anpassung an die Bun- 
desärzteordnung die Anfügung des Halbsatzes vor: 
„ . . , er ist seiner Natur nach ein 'freier Beruf." Mit 
dieser Formulierung soll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß auch der Tierarzt hinsichtlich seiner 
Berufsausübung an Weisungen nicht gebunden ist. 

Zu §3 

Der Ausschuß empfiehlt hier, die Worte „oder 
Tierärztin" zu streichen. Dabei geht der Ausschuß 
davon aus, daß die Berufsbezeichnung „Tierarzt" 
sowohl für den Tierarzt als auch die Tierärztin Gel- 
tung hat. Wenn übei'haupt eine Trennung als sinn- 


voll betrachtet werden könne, hätte diese im gan- 
zen Gesetz durchgeführt werden müssen. 

Zu § 4 

In § 4 hat der Ausschuß lediglich im Absatz 1 Nr. 5 
eine Änderung vorgenommen. Zur Begründung die- 
ser Änderung wird auf die Ausführungen im allge- 
meinen Teil verwiesen. 

Zu § 5 

In § 5 hat der Ausschuß den Satz 1 dem Beschluß 
zu § 4 Abs. 1 Nr. 5 angepaßt und Satz 2 gestrichen, 
um eine elastischere Handhabung der Bestallungs- 
ordnung zu ermöglichen. 

Zu §6 

§ 6 wurde wegen Wegfalles der Veterinärassisten- 
tenzeit in § 5 ersatzlos gestrichen. 

Zu §7 

§ 7, der die Regelung über die Ausübung des 
tierärztlichen Berufs als Fachtierarzt vorsah, wurde 
ersatzlos gestrichen. Zur Begründung darf auf die 
Ausführungen im allgemeinen Teil Bezug genom- 
men werden. 

Zu §§ 8 und 9 

§§ 8 und 9 wurden dem Beschluß zu § 4 Abs. 1 
Nr. 5 angepaßt. 

Zu § 10 

Im § 10 Abs. 1 Nr. 3 wurden auf Vorschlag des 
Bundesrates, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte, die Worte „von einer zuständigen Behörde" 
eingefügt, um auch damit eine Angleichung an die 
Bundesärzteördnung zu erreichen. 

Nach §11 

Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, hinter § 11 
einen § 11 a folgenden Wortlautes einzufügen: 
„Einer Person, deren Bestallung zurückgenommen 
worden ist, kann auf Antrag eine Bestallung mit 
Wirkung vom Tage der Ausstellung, an erteilt wer- 
den, wenn Umstände vorliegen, die die Wiederauf- 
nahme des tierärztlichen Berufs unbedenklich er- 
scheinen lassen." Zur Begründung wurde vom Bun- 
desrat darauf verwiesen, eine entsprechende Be- 
stimmung befände sich in § 6 des Zahnheilkunde- 
gesetzes und in § 8 der Bundesärzteordnung. Der 
Ausschuß glaubte diesem Vorschlag, dem auch die 
Bundesregierung nicht zugestimmt hatte, nicht fol- 
gen zu sollen. Er war vielmehr der Auffassung, daß 
eine derartige Bestimmung rein deklaratorischen 
Charakter habe. 
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Nach § 20 

Der Bundesrat hat die Bundesregierung gebeten, 
für die Bundesärzteordnung und für die Bundes- 
Tierärzteordnung eine einheitliche Regelung anzu- 
streben, soweit nicht aus sachlichen Gründen Ab- 
weichungen geboten sind. Die Bundesregierung hat 
zu dieser Aufforderung erklärt, sie werde bemüht 
bleiben, in der Bundesärzteordnung und in der Bun- 
des-Tierärzteordnung nach Möglichkeit eine einheit- 
liche Regelung herbeizuführen. 

Nachdem der Ausschuß für Gesundheitswesen zur 
Anpassung an die heutige Situation vor allen Din- 
gen hinsichtlich der Studienzeit Beschlüsse empfohl- 


len hat, die von den Berufsordnungen der anderen 
Heilberufe abweichen, hält der Ausschuß es für ge- 
boten, daß die Regierung alsbald prüft, wieweit in 
den anderen Berufsordnungen für Heilberufe eine 
Anpassung an die vom Bundestag zu beschließende 
Bundes-Tierärzteordnung möglich ist. Dies gilt ins- 
besondere hinsichtlich des Abgehens vom starren 
Semestersys'tem und der Festlegung einer bestimm- 
ten Anzähl von Vorprüfungen. Außerdem soll sicher- 
gestellt werden, daß die für die Ausbildung benö- 
tigte Zeit nicht durch die Ausdehnung der Prüfungen 
um ein halbes Jahr und mehr verlängert wird. Der 
Ausschuß glaubte, diesem Anliegen durch die Emp- 
fehlung einer besonderen Entschließung Nachdruck 
verleihen zu sollen. 


Bonn, den 19. Januar 1965 


Dr. Pohlenz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2294 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsanträgen zuzustimmen: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, 

in der Bestallungsordnung die Prüfungen so 
zu regeln, daß sie soweit wie möglich wäh- 
rend der Gesamtausbildungszeit abgelegt 
werden können. 

b) Der Bundestag ist der Auffassung, daß die 
Voraussetzungen der Zulassung zu den ande- 
ren Heilberufen alsbald an die Regelung in 
der Bundes-Tierärzteordnung angepaßt wer- 
den sollten. 


Bonn, den 19. Januar 1965 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) Dr. Pohlenz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs einer 
Bundes-Tierärzteordnung 

— Drucksache IV/2294 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf einer Bundes-Tierärzteordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Der Tierarzt hat die Aufgabe, Leiden und 
Krankheiten der Tiere zu verhüten, zu lindern und 
zu heilen, zur Erhaltung und Entwicklung eines 
leistungsfähigen Tierbestandes beizutragen, auf eine 
Steigerung der Güte von Lebensmitteln tierischer 
Herkunft hinzuwirken und den Menschen vor Ge- 
fahren und Schädigungen durch Tierkrankheiten so- 
wie durch Lebensmittel und Erzeugnisse tierischer 
Herkunft zu schützen. 

(2) Die Ausübung des tierärztlichen Berufs ist 
kein Gewerbe. 

§ 2 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
tierärztlichen Beruf ausüben will, bedarf der Be- 
stallung als Tierarzt. 

(2) Die vorübergehende Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ist auch auf Grund einer Erlaubnis zulässig. 

(3) Für die Ausübung des tierärztlichen Berufs in 
Grenzgebieten durch im Inland nicht niedergelas- 
sene Tierärzte gelten die hierfür abgeschlossenen 
zwischenstaatlichen Verträge. 

§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Tierarzt" oder „Tier- 
ürztin'‘ darf nur führen, wer als Tierarzt bestallt 
oder nach § 2 Abs. 2 oder 3 zur Ausübung des tier- 
ärztlichen Berufs befugt ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf einer Bundes-Tierärzteordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Der Tierarzt ist berufen, Leiden und Krank- 
heiten der Tiere zu verhüten, zu lindern und 
zu heilen, zur Erhaltung und Entwicklung eines 
leistungsfähigen Tierbestandes beizutragen, den 
Menschen vor Gefahren und Schädigungen durch 
Tierkrankheiten sowie durch Lebensmittel und Er- 
zeugnisse tierischer Herkunft zu schützen und auf 
eine Steigerung der Güte von Lebensmitteln tieri- 
scher Herkunft hinzuwirken. 

(2) Der tierärztliche Beruf ist kein Gewerbe; er 

ist seiner Natur nach ein freier Beruf. 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Tierarzt" darf nur führen, 
wer als Tierarzt bestallt oder nach § 2 Abs. 2 oder 3 
zur Ausübung des tierärztlichen Berufs befugt ist. 
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Entwurf 
§ 4 

(1) Die Bestallung als Tierarzt ist auf Antrag zu 
erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Auslän- 
der im Sinne des Gesetzes über die Rechts- 
stellung heimatloser Ausländer im Bun- 
desgebiet vom 25. April 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 269) ist, 

2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, aus dem sich die Unwürdigkeit 
oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des 
(tierärztlichen Berufs ergibt, 

4. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen oder körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sudit zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

5. nach einem Studium von mindestens zehn 
Semestern 

a) die Tierärztliche Prüfung bestanden 
und danach 

b) eine Veterinärassistentenzeit von sechs 
Monaten abgeleistet hat. 

Eine in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin erworbene 
abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung des 
tierärztlichen Berufs gilt als Ausbildung im Sinne 
der Nummer 5, es sei denn, daß die Gleichwertig- 
keit des Ausbildungsstandes nicht gegeben ist. 

(2) Ist die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 5 
nicht erfüllt, so kann die Bestallung als Tierarzt er- 
teilt werden, wenn der Antragsteller eine abge- 
schlossene Ausbildung für die Ausübung des tier- 
ärztlichen Berufs erworben hat und die Gleichwer- 
tigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. 

(3) Ist die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 
nicht erfüllt, so darf die Bestallung als Tierarzt nur 
erteilt werden, wenn dies im öffentlichen Interesse 
liegt oder die Versagung eine außergewöhnliche 
Härte darstellen würde und der Antragsteller, so- 
fern er zugleich die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 5 nicht erfüllt, eine abgeschlossene Ausbildung 
für die Ausübung des tierärztlichen Berufs erworben 
hat und die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstan- 
des gegeben ist. 

(4) Soll die Erteilung der Bestallung wegen Feh- 
lens einer der in Absatz 1 Nr, 3 und 4 genannten 
Voraussetzungen abgelehnt werden, so ist der An- 
tragsteller oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu 
hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachts einer strafbaren Handlung, aus der sich seine 
Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des tierärztlichen Berufs ergeben könnte, ein Straf- 
verfahren eingeleitet, so kann die Entscheidung 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 4 

(1) Die Bestallung als Tierarzt ist auf Antrag zu 
erteilen, wenn der Antragsteller 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. nach einer Studienzeit von mindestens fünf 
Jahren, die neben der theoretischen auch 
eine praktische Ausbildung umfaßtr die 
Tierärztliche Prüfung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes bestanden hat. 

Eine in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin erworbene 
abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung des 
tierärztlichen Berufs gilt als Ausbildung im Sinne 
der Nummer 5, es sei denn, daß die Gleichwertig- 
keit des Ausbildungsstandes nicht gegeben ist. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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über den Antrag auf Erteilung der Bestallung bis 
zur Beendigung des Strafverfahrens ausgesetzt wer- 
den. 

§ 5 

Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Be- 
stallungsordnung für Tierärzte die Mindestanforde- 
rungen an das veterinärmedizinische Studium, das 
Nähere über die Tierärztliche Prüfung, die Veteri- 
närassistentenzeit und die Bestallung sowie die Prü- 
fungsgebühren. Dabei darf die Zulassung zur Tier- 
ärztlichen Prüfung vom Bestehen höchstens zweier 
Vorprüfungen abhängig gemacht werden. 

§ 6 

Die Veterinärassistentenzeit ist bei Tierärzten, die 
eine eigene Praxis betreiben oder in tierärztlich ge- 
leiteten Tierkliniken unter der verantwortlichen Lei- 
tung des Praxisinhabers oder Klinikleiters abzulei- 
sten. Hierbei darf der Veterinärassistent auch Tier- 
ärzten vorbehaltene Tätigkeiten ausüben, soweit er 
unter der Aufsicht oder nach Anleitung des Tier- 
arztes tätig wird. 

§ 7 

(1) Zur Ausübung des tierärztlichen Berufs als 
Fachtierarzt ist nur berechtigt, wer von der zustän- 
digen Behörde oder Stelle als 

1. Fachtierarzt für kleine Haustiere, 

2. Fachtierarzt für Geflügel, 

3. Fachtierarzt für Haustierbesamung, 

Genetik und 

S terili tä tsbe kämpf ung, 

4. Fachtierarzt für Mikrobiologie und 

Laboratoriumsdiagnostik, 

5. Fachtierarzt für Lebensmittelhygiene, 

6. Fachtierarzt für Schlachthofwesen, 

7. Fachtierarzt für Milchhygiene, 

8. Fachtierarzt für Tierernährung, 

9. Fachtierarzt für Pharmakologie oder 

10. Fachtierarzt für Tropenveterinärmedizin 

anerkannt worden ist und eine, außerhalb seines 
fachtierärztlidien Gebietes liegende tierärztliche 
Tätigkeit, von Ausnahmefällen abgesehen, nicht aus- 
übt. 

(2) Die Anerkennung als Fachtierarzt ist zu er- 
teilen, wenn der Antragsteller eine vierjährige Tä- 
tigkeit nach den Vorschriften der Fachtierarztord- 
nung abgeleistet hat. 

(3) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates in einer 
Fachtierarztordnung Art und Dauer der Tätigkeiten, 
die vor der Anerkennung als Fachtierarzt auf be- 
stimmten Fachgebieten und in bestimmten Einrich- 
tungen abzuleisten sind, das Nähere über das Ver- 
fahren der Anerkennung und die zu entrichtenden 
Gebühren. 


§ 5 

Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Be- 
stallungsordnung für Tierärzte die Mindestanforde- 
rungen an die Ausbildung, das Nähere über die 
Tierärztliche Prüfung und die Bestallung sowie die 
Prüfungsgebühren. 


§ 6 

entfällt 


§ 7 

entfällt 
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§ 8 

Die Bestallung ist zurückzunehmen, wenn 

1. bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 Buchstabe a zu Un- 
recht als gegeben angenommen worden ist oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 nicht mehr gegeben ist. 

§ 9 

(1) Die Bestallung kann zurückgenommen werden, 
wenn 

1. bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzun- 
gen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr, 5 Buch- 
stabe b zu Unrecht als gegeben angenom- 
men worden ist oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Nr. 4 nicht mehr gegeben ist. 

(2) Eine nach § 4 Abs. 2 oder 3 erteilte Bestallung 
kann auch zurückgenommen werden, wenn eine der 
nicht auf § 4 Abs. 1 bezogenen Voraussetzungen zu 
Unrecht als gegeben angenommen worden ist. 

§ 10 

(1) Das Ruhen der Bestallung kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Tierarzt wegen des Verdachts 
einer strafbaren Handlung, aus der sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung des tierärztlichen Be- 
rufs ergeben könnte, ein Strafverfahren 
eingeleitet ist oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Nr. 4 nicht mehr gegegeben ist oder 

3. Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt sind und 
der Tierarzt sich weigert, sich einer ange- 
geordneten amts- oder fachärztlichen Un- 
tersuchung zu unterziehen. 

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

(3) Der Tierarzt, dessen Bestallung ruht, darf den 
tierärztlichen Beruf nicht ausüben. 

§ 11 

Der Tierarzt oder sein gesetzlicher Vertreter ist 
in den Fällen der §§ 8, 9 und 10 Abs. 1 vor der Ent- 
scheidung zu hören. 

§ 12 

Auf die Bestallung kann durch schriftliche Erklä- 
rung gegenüber der zuständigen Behörde oder Stelle 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 8 

Die Bestallung ist zurückzunehmen, wenn 

1. bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 zu Unrecht als ge- 
geben angenommen worden ist oder 

2. unverändert 

§ 9 

(1) Die Bestallung kann zurückgenommen wer- 
den, wenn 

1. bei ihrer Erteilung die Voraussetzung des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 zu Unrecht als gegeben 
angenommen worden ist oder 

2. unverändert 

(2) unverändert 


§ 10 

(1) Das Ruhen der Bestallung kann angeordnet 
werden, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt sind und 
der Tierarzt sich weigert, sich einer von 
der zuständigen Behörde angeordneten 
amts- oder fachärztlichen Untersuchung zu 
unterziehen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

Auf die Bestallung kann durch schriftliche Erklä- 
rung gegenüber der zuständigen Behörde verzichtet 
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verzichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer 
Bedingung erklärt wird, ist unwirksam. 

§ 13 

(1) Eine Erlaubnis zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs nach § 2 Abs. 2 kann auf Antrag Per- 
sonen erteilt werden, die eine abgeschlossene Aus- 
bildung für den tierärztlichen Beruf nachweisen. 

(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tätigkeiten 
beschränkt und darf nur widerruflich und nur für 
einen Zeitraum bis zu zwei Jahren erteilt werden; 
sie kann einmal für einen Zeitraum von nicht mehr 
als zwei Jahren verlängert werden. Personen, de- 
nen die Erlaubnis erteilt worden ist, haben im übri- 
gen die in Vorschriften des Bundesrechts begründe- 
ten Rechte und Pflichten eines Tierarztes. 

§ 14 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Entgelte für tierärztliche Leistungen einschließ- 
lich der Preise und Preisspannen für vom Tierarzt 
angewandte Arzneimittel in einer Gebührenordnung 
zu regeln. Dabei ist den berechtigten Interessen der 
Tierärzte und der zur Zahlung der Entgelte Ver- 
pflichteten Rechnung zu tragen. Die Vorschriften der 
Deutschen Arzneitaxe sind zu berücksichtigen. 

§ 15 

(1) Die Bestallung erteilt in den Fällen des § 4 
Abs. 1 Satz 1 die zuständige Behörde des Landes, 
in dem der Antragsteller die Tierärztliche Prüfung 
abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 und 3, §§7 bis 10 und 
13 trifft die zuständige Behörde oder Stelle des 
Landes, in dem der Antragsteller oder Tierarzt 

1. seinen Wohnsitz hat oder, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz begrün- 
den will oder, 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder Nummer 2 nicht gegeben ist, zuletzt 
seinen Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3 sowie § 9 Abs. 2 sollen nur im Beneh- 
men mit dem Bundesminister für Gesundheitswesen 
getroffen werden. 

(4) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden und 
Stellen, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

werden. Ein Verzicht, der unter einer Bedingung 
erklärt wird, ist unwirksam. 

§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

(1) unverändert 

(2) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 und 3, §§ 8 bis 10 und 
13 trifft die zuständige Behörde oder Stelle des 
Landes, in dem der Antragsteller oder Tierarzt 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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§ 16 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. ohne als Tierarzt bestallt oder nach § 2 Abs. 2 
oder 3 zur Ausübung des tierärztlichen Berufs 
befugt zu sein, eine Bezeichnung führt, die nach 
Lage der Umstände geeignet ist, den Anschein 
zu erwecken, er sei zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes berechtigt, 

2. den tierärztlichen Beruf ausübt, solange durch 
vollziehbare Verfügung das Ruhen der Bestal- 
lung, angeordnet ist. 

§ 17 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich zur Ausübung des tierärztlichen Berufs be- 
rechtigt, und eine Approbation, die nach § 1 der 
Tierärzteordnung für das Saarland vom 5. Dezember 
1947 (Amtsblatt des Saarlandes 1948, S. 196) erteilt 
worden ist, gelten als Bestallung im Sinne dieses Ge- 
setzes. 

(2) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
Buchstabe a beträgt die Dauer des Studiums für An- 
tragsteller, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
tierärztliche Vorprüfung bestanden haben, minde- 
stens neun Semester. 

(3) Eine Erlaubnis, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in seinem Geltungsbereich zur Ausübung 
des tierärztlichen Berufs berechtigt, gilt mit ihrem 
bisherigen Inhalt als Erlaubnis im Sinne des § 2 
Abs. 2. 

(4) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erwor- 
bene Fachtierarztanerkennung berechtigt zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs als Fachtierarzt un- 
ter der in § 7 Abs. 1 genannten Fachtierarztbezeich- 
nung, die der bisherigen Bezeichnung entspricht. 
Entspricht eine Bezeichnung keiner der in § 7 Abs. 1 
genannten Fachtierarztbezeichnungen, bleibt die Be- 
rechtigung, den tierärztlichen Beruf als Fachtier- 
arzt unter der bisherigen Bezeichnung auszuüben, 
unberührt. 

(5) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnun- 
gen nach §§ 5 und 14 sind auf die Tierärztliche Prü- 
fung und die Vorprüfungen sowie auf Entgelte und 
Preise die bisherigen Vorschriften anzuwenden. 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 16 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. ohne als Tierarzt bestallt oder nach § 2 Abs. 2 
oder 3 zur Ausübung des tierärztlichen Berufs 
befugt zu sein, eine Bezeichnung führt, die nach 
Lage der Umstände geeignet ist, den Anschein 
zu erwecken, er sei zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs berechtigt, 

2. unverändert 


§ 17 

(1) unverändert 


(2) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 sind 
für Antragsteller, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die tierärztliche Vorprüfung bestanden haben, 

die bisherigen Vorschriften über die tierärztliche 
Ausbildung und Prüfung anzuwenden. 

(3) unverändert 


Absatz 4 entfällt 


(5) unverändert 


§ 18 

unverändert 
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§ 19 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 5, 14, 15 
Abs, 4 und § 17 Abs. 2 drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. §§ 5, 14, 15 Abs. 4 und § 17 
Abs, 2 treten am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 

§ 20 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

1. §§ 1 bis 11 und 84 bis 92 der Reichstierärzteord- 
nung vom 3. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 347), 
zuletzt geändert durch die Verordnung zur 
Ergänzung der Reichstierärzteordnung vom 
30. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1545), 
sowie §§ 12 bis 18, 83 und 93 der Reichstierärzte- 
ordnung, soweit sie Bundesrecht geworden sind, 

2. §§ 1 bis 16, 22 und 23 der Ersten Verordnung zur 
Durchführung der Reichstierärzteordnung vom 
25. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 571), 

3. § 1 der Verordnung zur Ergänzung der Reichstier- 
ärzteordnung vom 11. August 1939 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 1389) sowie § 3, soweit sich diese Be- 
stimmung auf § 1 bezieht, 

4. §§ 1 bis 9 und 14 Abs. 3 der Tierärzteordnung 
für das Saarland vom 5. Dezember 1947 (Amts- 
blatt des Saarlandes 1948, S. 196), 

5. das bayerische Gesetz zur Regelung des ärzt- 
lichen Niederlassungswesens vom 23. Dezember 
1948 (Bereinigte Sammlung des Bayerischen Lan- 
desrechts, Band II S. 62). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 19 

unverändert 


§ 20 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

1 §§ 1 bis 11, 13 Abs. 2 Satz 2, §§ 15, 16, 84, 85, 91 

und 92 der Reichstierärzteordnung vom 3. April 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 347), zuletzt geändert 
durch die Verordnung zur Ergänzung der Reichs- 
tierärzteordnung vom 30. November 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1545), 


3. § 1 der Verordnung zur Ergänzung der Reichstier- 
ärzteordnung vom 11. August 1939 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 1389), 


4. unverändert 


5. unverändert 


2. unverändert 
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